Hundstorfer in Pressestunde: Nein zu Transferkonto
Ein klares Nein zu einem Transferkonto, wie es Finanzminister Josef Pröll zur Diskussion gestellt hat, kommt von Sozialminister Rudolf Hundstorfer. "Denn wenn der Finanzminister ein Konto einrichten will, gehe ich davon aus, dass er davon etwas abheben will. Immerhin sind die Kosten für die Einrichtung eines derartigen Kontos sehr hoch; die wird der Finanzminister wohl wieder hereinbringen wollen", so Hundstorfer in der ORF-Pressestunde. 

Ein Sozialtransferkonto würde nicht nur sozial Schwache sondern auch den Mittelstand voll treffen. Es würden dann Familienbeihilfen, Pendlerpauschalen, Wohnbaubeihilfe etc besteuert werden, die natürlich nicht nur von Niedrigverdiener bezogen werden. "Einen anderen Sinn als den Abbau von Sozialleistungen kann dieses Sozialtransferkonto nicht haben", so der Sozialminister.
Hundstorfer verteidigte außerdem die Hacklerregelung. Der Forderung nach einem Auslaufen der Langzeitversichertenpension vor dem ursprünglich beschlossenen Zeitpunkt, nämlich 2013, lehnt Hundstorfer mit dem Argument des "Vertrauens und der Sicherheit" weiter ab. Er starte nun in die Verhandlungen über die Regelung für die Zeit danach. "Die Kosten sind nicht explodiert, wir sprechen von einer Steigerung von 500 Millionen Euro in 4 Jahren. Wir erleben erneut den Versuch, verschiedene Gruppen auseinander zu dividieren, das braucht das Land im Moment am Wenigsten." Dasselbe gilt für ihn auch in der Frage der Pensionen, eine Debatte, in die Hundstorfer mit den gesetzmäßigen 1,5 Prozent in die Gespräche gehen wird. "Ich will Menschen eine vernünftige Auskunft über die Zukunft ihrer Pensionen geben, wer irgendwelche Garantien abgibt sagt nicht die Wahrheit. Im Vergleich zu börsenfinanzierten Pensionsmodellen wie die Pensionskassen ist das staatliche Umlageverfahren wesentlich sicherer. So haben 55.000 Privatversicherte nun in der Krise ein deutliches Pensionsminus zu verkraften. Ich will nicht, dass Menschen in eine Situation geraten wie in Amerika, in der sie von einem auf den anderen Tag 'Null' bekommen; in so einem Land will ich nicht leben."
Programme gegen Arbeitslosigkeit wirken - Ausbildungsgarantie umgesetzt.

Auf die düsteren Prognosen, es werde bald 400.000 Arbeitslose in Österreich geben, entgegnete Hundstorfer: "Wir haben es bislang geschafft, diese Prognosen nie eintreten zu lassen, die Arbeitslosenquote stagniert dank Konjunkturpaketen, Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik. Wir haben die niedrigste Arbeitslosen-Zuwachsrate der EU. Entgegen der Prognosen ist weder der Arbeitsmarkt erstarrt, noch die Arbeitslosenrate explodiert." Auch gab er nicht ohne stolz bekannt: "Die Ausbildungsgarantie für Lehrlinge ist umgesetzt. Es gibt 3.500 Ausbildungsplätze mehr als Suchende." Auch liege in Salzburg und Tirol allein die Zahl der betrieblichen Ausbildungsplätze höher als die Zahl der Lehrstellensuchenden.
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